
Satzung zur Änderung 
der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-

zung der Gemeinde Redwitz a.d. Rodach 
(2. Änderungssatzung) 

 
 

Vom 07.11.2013 
 
 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Redwitz 
a.d. Rodach folgende Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasser-
abgabesatzung der Gemeinde Redwitz a.d. Rodach vom 31.07.2002, zuletzt geändert durch 
Änderungssatzung vom 06.06.2003: 
 
 
 

§ 1 
 
 
1. § 2 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird erhoben für 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstücke, 

wenn für sie nach § 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrich-

tung besteht 

     oder 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke.“ 

 
 
2. § 3 erhält folgende Fassung 
 

„§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die 
für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht 
die – zusätzliche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 
  
(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem In-
krafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Sat-
zung.“ 
 
 



3. § 5 Abs. 6 und 7 erhalten folgende Fassung: 
 
„(6) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen Änderung der für die Beitrags-
bemessung maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. Eine Beitrags-
pflicht entsteht insbesondere 
 

- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für die zusätzlichen Flächen, soweit für 
diese bisher noch keine Beiträge geleistet worden sind, 
 

- im Fall der Geschossflächenvergrößerung für die zusätzlich geschaffenen Geschoss-
flächen sowie im Fall des Abs. 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zu-
sätzliche Grundstücksfläche, 

 
- im Fall der Nutzungsänderung eines bisher beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils 

im Sinn des § 5 Abs. 3 Satz 7, soweit infolge der Nutzungsänderung die Vorausset-
zungen für die Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(7) Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 4 oder 
Abs. 5 festgesetzt worden ist, später bebaut, wird der Beitrag nach Abzug der nach Abs. 4 
oder Abs. 5 berücksichtigten Geschossflächen und den nach Abs. 2 begrenzten Grundstücks-
flächen neu berechnet. Dieser Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Gegenüberstellung ein 
Weniger an Geschossflächen, ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Bei-
tragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet worden ist.“ 
 
 
4. § 7 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.“ 

 
 

5. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung und es wird ein Abs. 3 angefügt: 
 
„(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, 
wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind Ge-
samtschuldner. § 7 gilt entsprechend. 
  
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. Der Ablösungsbe-
trag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsan-
spruch auf Ablösung besteht nicht.“ 
 
 
6. § 13 wird wie folgt geändert: 
 
a) § 13 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Grund- und Verbrauchsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheides fällig.“ 



 
b) § 13 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Mai, 15. August und 15. November jedes Jahres Vo-
rauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten.“ 
 
 
7. § 14 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 14 
Mehrwertsteuer 

 
Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der 
jeweiligen gesetzlichen Höhe erhoben.“ 
 
 
8. § 15 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 15 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Ab-
gabe maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Ver-
änderungen – auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu 
erteilen.“ 
 
 
 

§ 2 
 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2014 in Kraft. 
 
 
 
 
Redwitz a.d. Rodach, 07.11.2013 
 
 
 
 
   M r o s e k 
   1. Bürgermeister 


